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Die Schlange der Hungrigen zog
sich vergangenen Donnerstag
quer über den Hof des Athener

Obdachlosenasyls hinter dem Omonia-
Platz bis hinaus auf die Straße – wie jetzt
täglich um die Mittagszeit: Rentner und
Arbeitslose, Mütter mit Kindern und Ein-
wanderer warteten geduldig wie immer,
dass Kirchenleute ihnen etwas Essbares
in die Hände drückten.
Georgios Levedogiannis, 38, ergatterte

Erbsen mit Wurzeln und Kartoffeln, dazu
drei Brocken Brot und einige Becher Jo-
ghurt. Seit neun Monaten kommt er re-
gelmäßig hierher. „Das muss ich – um zu
überleben.“
Levedogiannis hat sieben Jahre als

 Sicherheitsmann auf dem Athener Flug -
hafen gearbeitet. Er war nicht reich, aber
er kam damit über die Runden. Bis ihm
seine Chefs 2009 kündigten. Noch sieht
man ihm die Not nicht an: Levedogiannis
trägt ein sauberes Hemd, eine gute Tuch-
hose in Blau und eine neue Gürteltasche.
Er gibt sich Mühe. Aber er hat Tränen in
den Augen. „Wenn ich Arbeit hätte, wür-
de ich mir das nicht antun“, sagt er. Er

* Links: der heutige Premier Georgios Papandreou in
Kindertagen mit Großvater Georgios und Vater An -
dreas; rechts: mit Jacqueline Kennedy 1961 in Kap Sou-
nion.

habe „null“ Geld, er schlafe beim Roten
Kreuz, esse bei der Kirche und träume
von anderen Zeiten, von Zeiten, in denen
es noch Arbeit gab: „Wenn du keine Be-
ziehungen hast, nimmt dich keiner. Und
es wird immer schlimmer.“
In fast allen der 400 Kirchenkreise Grie-

chenlands gibt es inzwischen Essen für
die Armen so wie am Omonia-Platz. 
„Die Zahl der Bedürftigen nimmt rasant
zu“, sagt eine der Helferinnen dort, „und
wir wissen nicht, ob das schon das Ende
ist.“
Wohl kaum. Denn am vergangenen

Mittwoch beschloss das Parlament trotz
heftiger Proteste mit knapper Mehrheit
der regierenden Sozialisten ein massives
Sparprogramm. Damit machte es den
Weg frei für neue Notkredite der EU und
des Internationalen Währungsfonds; ohne
die 12 Milliarden Euro wäre Athen wohl
in zwei Wochen pleite.
Das Sparpaket zu torpedieren, wie es

die konservative Opposition versuchte,
wäre deshalb „Selbstmord“ gewesen,
meint Georgios Provopoulos, Gouver-
neur der Zentralbank. Aber nun sei die
„Grenze erreicht“, mehr könne man dem
Volk nicht abpressen. 
Und dann sagte er der konservativen

Zeitung „Kathimerini“, worum es eigent-

lich geht: „Es gibt keine Zweifel daran,
dass die Krankheit des Systems eine be-
deutende Hürde für eine bessere Politik“
sei. „Die Kosten, die wir jetzt zu zahlen
haben, sind die Kosten der Fehler der Ver-
gangenheit.“ 
Die Notkredite werden Griechenland

über die nächsten Monate helfen, und sie
verschaffen den anderen Euro-Ländern
Zeit – Zeit, in der sie vielleicht die Krise
der Währung etwas entschärfen können.
Aber Griechenland werden sie kaum ret-
ten können. Denn in den vergangenen
Jahrzehnten hat eine Elite, deren Kern
die Familien Papandreou, Karamanlis
und Mitsotakis bildeten, eine Klientel-
wirtschaft errichtet. Diese Elite hat Milli-
arden ausgeschüttet, die der Staat nicht
hatte. Die Clan-Oberhäupter beglückten
Freunde und Familie mit Wohlstand auf
Pump. Sie blähten den Staatsapparat auf,
damit jeder mal drankam, und schufen
auf diese Weise ein Bürokratie-Monster. 
Es ging beim Geschäft der Parteien im-

mer eher um Gefälligkeiten als um Politik.
Wer öffentliches Geld verschenken konn-
te, kaufte sich Freunde und Wähler, die
der Partei etwas schuldig waren – und zu-
gleich der Familie, die sie beherrschte. So
entstand Griechenlands Feudal-Demokra-
tie. Die Generationen kommen und ge-
hen, die Namen derer da oben bleiben
immer dieselben: Papandreou und Kara-
manlis und Karamanlis und Papandreou,
dazwischen mal Mitsotakis. In keiner eu-
ropäischen Demokratie hat es derglei-
chen je gegeben.
Und die Parteifürsten gewöhnten ihr

Volk daran, über die eigenen Verhältnisse
zu leben. Griechenland ist ein armes
Land am Rande der Union, elf Millionen
Einwohner, es gibt Olivenbäume, blauen

G R I E C H E N L A N D

Feudale Demokraten
Mit dem Sparbeschluss von Athen haben die Euro-Staaten Zeit

gewonnen. Aber die Griechen werden damit nur schwer 
auf die Beine kommen: Drei Familien haben das Land ruiniert.

A
N

D
R

E
A

 G
. 

PA
PA

N
D

R
E

O
U

 F
O

U
N

D
AT

IO
N

 /
 A

P
 (

L.
);

 B
E

TT
M

A
N

N
 /

 C
O

R
B

IS
 (

R
.)

Papandreou-Clan, Premier Karamanlis*: „Am Ende werden sie doch pleitegehen“

Ausland



Himmel und Strand. Sonst wenig. Jeder
vierte Beschäftigte arbeitet inzwischen
für den Staat. Der Staat ist die Quelle, je-
der will sie anzapfen.
Und weil die Parteien den Staat en gros

ausnahmen, griff sich auch das Volk, was
es bekommen konnte. Die Reichen hin-
terzogen Steuern in Milliardenhöhe, die
Armen schlugen sich mit Schwarzarbeit
durch, Beamte ließen sich schmieren.
Jetzt muss Premier Georgios Papan-

dreou flicken, was sein Vater mit ange-
richtet hat, unter dem die Menschen frü-
her in Rente gehen konnten und weniger
arbeiten mussten. 
Der harte Schnitt müsse jetzt sein,

glaubt Papandreou junior: „Entweder wir
ändern uns, oder wir gehen alle mit -
einander unter.“ Dabei weiß er genau,
was seit Jahrzehnten schiefläuft. Sein
Großvater, auch ein Georgios, begründe-
te die Politik-Dynastie als Minister und
schließlich Regierungschef.
Nach der Militärdiktatur von 1967 bis

1974 rief Georgios’ Sohn Andreas Papan-
dreou die sozialistische Pasok ins Leben.
In den achtziger Jahren versorgte er seine
Klientel derart hemmungslos, dass die
Staatsschulden explodierten. 
Eher eine Clique als eine Familie führt

hingegen die Konservativen im Land, sie
wechselte sich mit den Papandreous an
der Macht ab: Konstantin Karamanlis,
der Alte, regierte mehrfach, bevor dann
sein Neffe Konstantinos die Macht über-
nahm. Manchmal war auch ein wenig
Platz in der Parteispitze für die Mitsota-
kis-Familie: Mitsotakis, auch er Konstan-
tin mit Vornamen, war ebenfalls mal Pre-
mier und vor allem zwei Jahrzehnte lang
der starke Mann der Partei Nea Dimo-
kratia. 
Im Wahlkampf 2004 versprach Kara-

manlis junior dem Volk, er werde das
Land reformieren. Nach gewonnener
Wahl aber häuften sich die Skandale, es
gab milliardenschwere Grundstück-Deals,
Gelder der Pensionskassen wurden ver-
schoben. Karamanlis’ Leute fälschten die
Finanzzahlen, die sie an die EU meldeten,
und kurz vor ihrer Abwahl schufen sie
noch schnell einige zehntausend Beam-
tenstellen: für Verwandte und Partei-
freunde. Am Ende hatten die Konserva-
tiven das Staatsdefizit verdoppelt.
Mitsotakis’ Tochter Dora, zeitweise

Außenministerin, versuchte danach, die
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Spitze der Nea Dimokratia zu überneh-
men. Aber da drängte sich Antonis Sa-
maras dazwischen – immer noch unter
dem Ehrenvorsitz von Papa Mitsotakis.
Samaras – wie Papandreou ein reicher

Zögling der Oberschicht – ist nun der
Gegner des Premiers, ein harter Gegner,
der mit all den alten Tricks spielt. Dabei
duzen sich die beiden, seit sie sich in den
siebziger Jahren eine Studentenbude in
den USA teilten.
Papandreou gilt unter den Finanzpoli-

tikern der EU als Glücksgriff: Er versucht
zu sparen – Samaras aber verspricht den
Wählern, die Steuern zu senken und mit
der EU hart über Sparzwänge zu verhan-
deln.
Während Papandreou in den letzten

Wochen rasant an Ansehen verlor und
seine Pasok auf 27 Prozent fiel (der nied-
rigste Wert seit 34 Jahren), hielt sich Sa-
maras’ Nea Dimokratia bei 31 Prozent.
Das reichte Mitte Juni zwar für Platz eins
in der Wählergunst, lag aber noch 2,5
Prozent unter dem Ergebnis bei den Par-
lamentswahlen 2009.
Vor rund drei Wochen rief Papandreou

seinen konservativen Gegenspieler an:
ob die beiden ramponierten Parteien die
Nation jetzt nicht gemeinsam retten soll-
ten, in einer Großen Koalition? Er, Pa-
pandreou, könne dafür sogar seinen
Chefposten zur Verfügung stellen.

Das Telefonat sollte vertraulich blei-
ben. Doch Samaras steckte es Journalis-
ten, kurz danach blamierte er Papan-
dreou noch mal im Parlament und machte
so klar: Er will keine Konsens-Regierung. 
Ob unter Papandreou allein oder unter

beiden zusammen: Wenn der Staat nun
spart, kann das gefährlich werden, weil
es womöglich die Wirtschaft abwürgt: „Es
ist wie bei einer Katze, die ihren eigenen
Schwanz jagt“, sagt der griechische Wirt-
schaftsprofessor Yanis Varoufakis. Und
sein US-Kollege Kenneth Rogoff, ehemals
Chef-Ökonom des Internationalen Wäh-
rungsfonds, warnt: „Wenn sie nur weiter-
machen mit dem Sparprogramm, werden
sie in Mini-Wachstum oder Rezession fest-
stecken, so weit das Auge schauen kann.
Und am Ende werden sie dann doch plei-
tegehen.“
Dabei ist es ja nicht so, als ob die Grie-

chen nicht schon jetzt gespart hätten. So
sank Athens Haushaltsdefizit dank der
ersten Sparpakete von 15,4 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts auf 10,6 Prozent
im vergangenen Jahr. Es gab Kürzungen
etwa bei Gehältern, Pensionen, Sozial-
leistungen. 
Dieser Sparkurs führte auch dazu, dass

vergangenes Jahr 200000 Menschen ihren
Job verloren; mit 15 Prozent erreichte die
Arbeitslosigkeit Ende März einen Höchst-
stand. 

Konstantinos Karamanlis
geboren 1956. Neffe des ehe-
maligen Staatspräsidenten
Karamanlis. Seit 1974 in der
Politik.
Ministerpräsident:
‣2004 bis 2009

Konstantin Karamanlis
geboren 1907, studierte Jura.
Politisch aktiv seit 1935.
Ministerpräsident:
‣1955 bis 1963*

‣1974 bis 1980
Staatspräsident:
‣1980 bis 1985
‣1990 bis 1995

Staatstragend Die Familien Karamanlis und Papandreou in der griechischen Politik

Georgios Papandreou
geboren 1888,
studierte Jura. Begann seine
politische Karriere 1916.
Ministerpräsident:
‣1964 bis 1965 

Andreas Papandreou
1919 geboren, Sohn des ehe-
maligen Ministerpräsidenten
Georgios Papandreou. Seit
1964 in der Politik.
Ministerpräsident:
‣1981 bis 1989
‣1993 bis 1996

Georgios Papandreou
amtierender Regierungschef.
Sohn von Andreas Papandreou,
1952 geboren. Studierter
Soziologe. Seit 1981 politisch
aktiv.
Ministerpräsident:
‣seit 2009

*mit Unterbrechungen
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Regierungschef Papandreou: Vertraulicher Anruf beim Gegner



Weil zudem die Löhne auch im priva-
ten Sektor häufig um 10 bis 20 Prozent
gekürzt wurden, ging der Konsum eben-
falls um knapp 10 Prozent zurück, die Re-
zession verstärkt sich, ein Teufelskreis.
Die Steuern müssen weiter steigen, die
Ausgaben gekürzt werden, und die Lage
wird sich so wohl nur noch verschärfen.
Steuererhöhungen und Ausgabenkür-

zungen sieht das vorige Woche beschlos-
sene Sparpaket reichlich vor: Ein Solida-
ritätszuschlag trifft jeden, Grundstücks-
steuern werden erhöht. Das Sparpaket
enthält auch das Versprechen der Regie-
rung, endlich wirkungsvoller gegen Steu-
ersünder vorzugehen. Wie, das weiß al-
lerdings niemand.
Im Staatsdienst sollen bis 2015 etwa

150000 Stellen eingespart werden. Wei-
tere 50 Milliarden Euro soll der Verkauf
von Staatseigentum bringen. Nur: Vieles
wird schwer verkäuflich sein. Es gibt
 verlotterte Olympia-Arenen, vier alte Air-
busse, immerhin aber Tausende Quadrat-
kilometer Land, zum Teil in bester
 Küstenlage. 
Vom Energieversorger PPC, zu 51 Pro-

zent in staatlicher Hand, will die Regie-
rung bis zu 17 Prozent privaten Investo-
ren anbieten – gegen den erbitterten Wi-
derstand der Gewerkschaft, die zu Recht
Entlassungen bei der 21500 Mann starken
Belegschaft befürchtet. Während das Par-
lament abstimmte, gingen, ein Zeichen
des Protests, in mehreren Regionen Grie-
chenlands die Lichter aus. 
Ökonomieprofessor Georgios Argitis

von der Universität Athen spricht mit Ver-
achtung von der „herrschenden Klasse
aus Politik und Kapital, die sich das Land
zur Beute gemacht“ und all das angerich-
tet habe. Und der konfliktfreudige Best-
seller-Autor Petros Markaris höhnt über
den „maroden Staatsapparat“, dessen
Vertreter „nur ein Interesse haben: Ihre
Privilegien zu erhalten – alles andere ist
ihnen scheißegal“. 
Er meint beispielsweise jene Angestell-

ten im Parlament, die immer noch 14 Ge-
hälter pro Jahr beziehen und zwei zusätz-
liche darüber hinaus. Er meint das Schla-
raffenland des Öffentlichen Dienstes, in
dem Politiker ihre Helfer versorgen, Väter
ihre Familienmitglieder, Behördenchefs
ihre Günstlinge. 
Nach Regierungswechseln wurden je-

des Mal Tausende Beamte und Angestell-
te neu eingestellt, ohne dass andere ge-
hen mussten. Niemand nahm Anstoß
 dar an, solange nur die eigenen Aussich-
ten auf einen Job groß genug blieben.
Doch inzwischen verachtet das Volk die
ganze Kaste: 71 Prozent der Griechen
sagten im Mai, dass sie kein Vertrauen
in die Regierung hätten; 76 Prozent hat-
ten genauso wenig Vertrauen in die Op-
position. 

FERRY BATZOGLOU, MANFRED ERTEL, 
CLEMENS HÖGES, HANS HOYNG

Wenn sich die Spitze der Europäi-
schen Volkspartei (EVP) ver-
sammelt, ist es für Angela Mer-

kel gar nicht so leicht, einen Platz zu
 finden, auf dem sie keinen anrüchigen
Tischnachbarn hat. Der italienische Mi-
nisterpräsident Silvio Berlusconi hat ei-
nen üblen Leumund wegen verschiedener
Sex-Affären. Der ungarische Ministerprä-
sident Viktor Orbán hat ein Mediengesetz
erlassen, das die Presse-
freiheit abschnürt. Und
nun auch noch Antonis
Samaras: Der Chef der
griechischen Nea Dimo-
kratia hat seine Opposi-
tionspartei gegen das
Sparprogramm der Re-
gierung stimmen lassen,
obwohl es zur Rettung
des Euro dringend ge-
braucht wurde.
Die EVP ist der Zu-

sammenschluss der kon-
servativen Parteien Eu -
ropas. Nominell ist es die
mächtigste Parteienfami-
lie innerhalb der EU: 17
der insgesamt 27 Staats-
und Regierungschefs ge-
hören ihr an, sie stellt die
größte Fraktion im Europaparlament, den
Präsidenten des Europaparlaments, den
Präsidenten des Europäischen Rats und
den EU-Kommissionspräsidenten. Doch
so richtige Feierlaune kam nicht auf, als
die Parteivorsitzenden am vorvergange-
nen Donnerstag in der Brüsseler Acadé-
mie royale zusammenkamen, um auf das
35-jährige Bestehen anzustoßen. In Wahr-
heit wurde heftig gestritten.
Angeführt von Bundeskanzlerin Ange-

la Merkel haben die Regierungs- und
 Parteichefs auf Samaras eingeredet, doch
 bitte das Reformprogramm der sozialisti-
schen Regierung in Athen zu unterstüt-
zen. Sonst drohe nicht nur Griechenland
die Zahlungsunfähigkeit, sondern auch
ein Absturz des Euro oder gar ein Crash
der Weltwirtschaft.
Der rumänische Premier Emil Boc sag-

te, er habe das Sparprogramm des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) für Ru-
mänien anfangs auch kritisch gesehen,

jetzt müsse er sagen, es sei richtig gewe-
sen. Die Premierminister von Portugal
und Irland, Pedro Passos Coelho und
Enda Kenny, berichteten, sie hätten den
Reformen ihrer Vorgänger zugestimmt
und seien trotzdem gewählt worden.
Doch Samaras blieb stur. „Sie wollen

ja vielleicht Ministerpräsident werden“,
spottete EU-Ratspräsident Herman Van
Rompuy. „Aber wenn Sie so weiterma-
chen, können Sie sich in Griechenland
nicht einmal das Papier leisten, auf dem
die Wahlzettel gedruckt werden.“
Einst waren die in der EVP versammel-

ten Konservativen wie Helmut Kohl oder
Jacques Chirac die Anführer der Integra-
tion, jetzt pflegen sie immer stärker na-
tionale Egoismen. Gerade konservative
Politiker sind anfällig für antieuropäi-
schen Populismus. So wollte Berlusconi
zusammen mit dem EVP-Kollegen Nico-
las Sarkozy, Präsident Frankreichs, die
EU-Reisefreiheit einschränken.
Auch die CSU steht nicht unver -

brüchlich zum europäischen Einigungs-
projekt. So legte Ge -
neralsekretär Alexander
Dobrindt vor kurzem
ein EU-kritisches The-
senpapier vor, das der
CDU-Europaparlamen-
tarier Elmar Brok „popu-
listisch“ nennt.
Die „innenpolitischen

Spielchen“, die Brok den
griechischen Parteifreun-
den vorwirft, finden sich
also auch in den eigenen
Reihen. Der Unterschied
besteht darin, dass von
der griechischen Oppo -
sition derzeit das Schick-
sal der Weltwirtschaft
 abhängt. Bei den Füh-
rern der Nea Dimokratia
scheint diese Einsicht

 allerdings noch nicht angekommen zu
sein.
Marietta Giannakou, Chefin der Nea

Dimokratia im Europaparlament, weist
die Kritik ihrer konservativen Parteifreun-
de zurück. „Das Sparprogramm hat doch
eine Mehrheit bekommen, dafür brauch-
ten die Sozialisten uns nicht“, sagt sie.
Doch das ist nur die halbe Wahrheit:

Für die nächste Kredittranche reicht die
einfache Parlamentsmehrheit, doch für
ein neues Hilfsprogramm wünscht der
IWF die Zustimmung der Opposition,
weil das Programm über die nächsten
Wahlen hinaus laufen würde. 
Sollten sich die Parteifreunde in Athen

weiterhin stur zeigen, denkt man in der
EVP bereits über Sanktionen nach.
„Wenn eine Partei so fundamental gegen
europäische Interessen verstößt“, sagt
CSU-Mann Manfred Weber, „muss man
sich überlegen, ob sie noch in der EVP
verbleiben kann.“ CHRISTOPH SCHULT
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Oppositionschef Samaras 
Innenpolitische Spielchen

E U R O PA

Schrecklich
nette Familie

Die Europäische 
Volkspartei, einst Motor der
 Integration, ist  zerstritten. 

Einige Mitglieder  neigen zum
 Populismus gegen Brüssel.


